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CDU-Kreistagsfraktion 
Anfrage vom 20.04.2004 an die Kreisverwaltung zum Kreistag am 28.04.2004 
Ausweisung von Vogelschutzgebieten im Landkreis Uckermark (DS-Nr. 
71/2004) 
 
Sehr geehrte Abgeordnete, 
 
als Information und Antwort auf Ihre Fragen in Ihrer Anfrage vom 20.04.04 (DS-Nr. 
71/2004) erhalten Sie die Zuarbeit der unteren Naturschutzbehörde (uNB) vom 
23.04.04. 
 
Zu 1. 
Das Landesumweltamt Brandenburg (LUA) hat im Auftrag des Ministeriums für Land-
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung (MLUR) ein ”Fachkonzept für die Auswahl 
der geeignetsten Gebiete gem. Art. 4 (1,2) der Vogelschutz-Richtlinie für eine SPA-
Nachmeldung des Landes Brandenburg” erstellt. Eine Kurzfassung dieses Landesfach-
konzeptes ist im Internet unter www.mlur.brandenburg.de abrufbar. Die Kriterien, die zur 
Auswahl der Gebiete geführt haben, sind der Anlage 1 zu entnehmen. Die Auswahl und 
die Abgrenzung der Gebiete erfolgte durch das LUA und das MLUR. 
 
Zu 2. 
Die geplante Nachmeldung der Vogelschutzgebiete bedeutet für diese Gebiete, dass 
bei Projekten und Plänen in diesen Gebieten die Bestimmungen der §§ 34 bis 37 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu beachten sind. Was unter den    Begriffen 
Projekten und Plänen zu verstehen ist, normiert der § 10 Abs. 1 Nr. 11 und 12 
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BNatSchG. Für die Gebiete gilt ein ”Verschlechterungsverbot” im Hinblick auf die Vo-
gelarten des Anhangs I der Vogelschutz-Richtlinie. 
 
 
 
Zu 3. 
Die Nachmeldung ist nicht gleichbedeutend mit einer Unterschutzstellung gemäß den 
im Land Brandenburg zur Verfügung stehenden naturschutzrechtlichen Schutzgebietska-
tegorien: Nationalpark, Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, Naturdenkmal, Ge-
schützter Landschaftsbestandteil, Biosphärenreservat und Naturpark. Der Schutz ist 
nachfolgend durch geeignete Maßnahmen, z. B. Vertragsnaturschutz, Bewirtschaftungs-
erlass, Schutzgebietsausweisung o.ä. zu gewährleisten. Für die Unterschutzstellung ist 
die oberste Naturschutzbehörde zuständig. 
 
Zu 4. 
Sofern dies erforderlich ist, kann eine Unterschutzstellung nur auf Grundlage des Bun-
desnaturschutzgesetzes und des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes erfolgen. 
 
Zu 5. 
Mit Schreiben vom 20.02.2004 hat das MLUR die Landräte der Landkreise, die kom-
munalen Spitzenverbände, die Regionalen Planungsgemeinschaften, die Umweltpart-
nerschaft, die Naturschutzverbände und Stiftungen sowie die Landnutzerverbände über 
die geplante Nachmeldung von EU-Vogelschutzgebieten informiert. In diesem Schrei-
ben wurden für den März 2004 Informationsveranstaltungen des MLUR für unterschiedli-
che Teilnehmerkreise angekündigt. Mit Schreiben vom 26.02.2004 hat das MLUR die 
Landräte der Landkreise, die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte, den Landkreis-
tag Brandenburg, den Städte- und Gemeindebund, die Regionalen Planungsgemein-
schaften, die Staatskanzlei und das Ministerium des Innern für den 10.03.2004 zu einer 
Informationsveranstaltung nach Potsdam eingeladen. Mit Schreiben vom 
12.03.2004 hat das MLUR für den 25.03.2004 zu einer weiteren Informationsveran-
staltung nach Frankfurt/Oder eingeladen. Hierzu waren neben den Landräten der 
Landkreise auch die amtsangehörigen und amtsfreien Gemeinden und Städte eingela-
den. Der weitere geladene Teilnehmerkreis ist der Anlage 2 zu entnehmen. 
 
Zu 6. 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim wurde zu beiden unter Punkt 
5 aufgeführten Informationsveranstaltungen eingeladen. 
 
Zu 7. 
Hier ist auf die kreisliche Stellungnahme zu verweisen, die koordinierend vom Referat 
Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung erstellt wurde. Die Zuarbeit der uNB ist am 
07.04.2004 a.d.D. an das Referat 080 erfolgt. 
 
Zu 8. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist nach Auffassung der EU-Kommission seit ca. 20 
Jahren seinen Verpflichtungen aus Artikel 4 der Vogelschutz-Richtlinie nicht vollständig 
nachgekommen. Die EU-Kommission hat aus diesem Grund beim europäischen Ge-
richtshof ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die BRD eingeleitet. Um eine Verur-
teilung vor dem europäischen Gerichtshof abzuwenden, die mit empfindlichen Strafzah-
lungen verbunden wäre, hat die Bundesregierung die Länder aufgefordert, entspre-
chende Nachmeldungen für ihre jeweiligen Territorien schnellstmöglich vorzubereiten. 
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Auf der Informationsveranstaltung am 25.03.2004 in Frankfurt/Oder, zu der auch die 
amtsangehörigen und amtsfreien Gemeinden und Städte eingeladen waren, wurde von 
den Vertretern des MLUR bekanntgegeben, das bis zum 16.04.2004 die Möglichkeit 
besteht, zu der geplanten Nachmeldung entsprechende Stellungnahmen an das MLUR 
zu richten. 
 
Zu 9. 
Das Land Brandenburg hatte gemäß Kabinettsbeschluss vom 29.07.1997 bereits 12 
Vogelschutzgebiete an die EU-Kommission gemeldet. Trotz des Umfangs wurde die 
Meldung von der EU-Kommission als unvollständig eingestuft. Brandenburg ist des-
halb zur Nachmeldung von Vogelschutzgebieten verpflichtet. Bei der Meldung bzw. 
Nachmeldung von Vogelschutzgebieten findet keine Abwägung gegenüber anderen 
raumbedeutsamen Belangen statt. Die Meldung hat ausschließlich nach fachlichen Kri-
terien entsprechend der Vogelschutzrichtlinie zu erfolgen. Dies hat der europäische Ge-
richtshof in seinem Urteil vom 11.07.1996 gegen das Vereinigte Königreich von Eng-
land festgestellt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
Reinhold Klaus 
1. Beigeordneter 
 
Anlagen  
 
 
































